Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1048 


04. 10. 73 

Sachgebiet 78 

Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 

Vorschiag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Finanzierung bestimmter 
Maßnahmen durch den Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 


Landwirtschaft, Abteiiung Garantie 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 729/70 
des Rates vom 21. April 1970 über die Finanzierung 
der gemeinsamen Agrarpolitik^), zuletzt geändert 
durch die Akte über die Beitrittsbedingungen und 
die Anpassungen der Verträge^'), nachstehend 
„Akte" genannt, insbesondere auf Artikel 2 Absatz 
2 und Artikel 3 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 

In der Verordnung (EWG) Nr. 2824/72 des Rates 
vom 28. Dezember 1972 über die allgemeinen Regeln 
für die Finanzierung der Interventionen für den 
europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für 
die Landwirtschaft, Abteilung Grantie®), werden die 
Maßnahmen auf geführt, die dem Begriff „Interven- 
tionen zur Regulierung der Agrarmärkte" im Sinne 
von Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 
729/70 entsprechen. Es ist angezeigt, diesem Anhang 
die seitdem eingeführten Interventionsmaßnahmen 
sowie die im Handel zwischen Mitgliedstaaten erho- 
benen und gewährten „Währungs"-Ausgleichsbeträ- 
ge, deren Finanzierung im Rahmen der Interventio- 
nen durch Artikel 7 Absatz 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. 974/71 des Rates vom 12. Mai 1971 über be- 
stimmte konjunkturpolitische Maßnahmen, die in der 
Landwirtschaft im Anschluß an die vorübergehende 
Erweiterung der Bandbreiten der Währungen eini- 
ger Mitgliedstaaten zu treffen sind^), zuletzt geän- 
dert durch die Verordnung (EWG) Nr. 1225/73®), 
vorgesehen wurde, anzufügen. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 13 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 14 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 298 
vom 31. Dezember 1972, S. 5 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 106 
vom 12. Mai 1971, S. 1 

5) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 125 
vom 11. Mai 1973, S. 49 


Gemäß Artikel 58 der Akte werden die gewährten 
„Beitritts"-Ausgleichsbeträge vom Europäischen 
Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirt- 
schaft, Abteilung Garantie, finanziert. 

Dazu ist anzugeben, unter welcher Rubrik die 
Finanzierung dieser Ausgleichsbeträge erfolgen 
soll; dies bezieht sich jedoch nur auf die im inner- 
gemeinschaftlichen Handel gewährten Beträge, da 
die im Handel mit den dritten Ländern gewährten 
Beträge gemäß Artikel 47 Absatz 1 und Artikel 55 
Absatz 1 Buchstabe b der Akte von den Abschöpfun- 
gen oder sonstigen Einfuhrabgaben abgezogen oder 
je nach Fall den Erstattungen zugeschlagen werden. 

In Artikel 56 der Akte ist die Möglichkeit vorge- 
sehen, unter bestimmten Voraussetzungen Sonder- 
maßnahmen einzuführen. Die aufgrund dieses Arti- 
kels 56 beim Handel mit den dritten Ländern ge- 
währten Beträge hätten als Erstattungen im Sinne 
von Artikel 2 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 
729/70 zu gelten und wären folglich als solche zu 
finanzieren - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN; 
Artikel 1 

1. In Abschnitt I „Sektor Getreide und Reis" des 
Anhangs der Verordnung (EWG) Nr. 2824/72 ist 
anzufügen: 

„8. Die in Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 
1009/73 vorgesehenen Erstattungen bei der 
Erzeugung". 

2. In Abschnitt IV „Sektor Zucker" des Anhangs 

der Verordnung (EWG) Nr. 2824/72 ist 

a) Punkt 3 zu ergänzen durch: „und in Artikel 1 
der Verordnung (EWG) Nr. 622/73", 

b) Punkt 4 zu ergänzen durcdi: „und in Artikel 1 
der Verordnung (EWG) Nr. 364/73", 

c) folgender Punkt anzufügen: 

„Die aufgrund von Artikel 2 der Verordnung 
(EWG) Nr. 239/73 gewährten Subventionen." 

3. Im Anhang der Verordnung (EWG) Nr. 2824/72 
ist folgender Absdinitt anzufügen: 
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„XV Vorsdiriften, die mehrere Sektoren betref- 
fen 

1. Die gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 974/ 
71 im Handel zwischen Mitgliedstaaten er- 
hobenen und gewährten Währungsausgleichs- 
beträge. 

2. Die gemäß der Artikel 47 und 55 der Beitritts- 
akte im Handel zwischen Mitgliedstaaten ge- 
währten Beitrittsausgleichsbeträge." 

Artikel 2 

Die in Anwendung von Artikel 56 der Akte im Han- 
del mit den dritten Ländern gewährten Beträge 

Begründung 

1. In Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 
ist vorgesehen, daß der Rat die allgemeinen Re- 
geln für die Finanzierung der Interventionen 
durch den EAGFL, Abteilung Garantie, erläßt. 
In diesem Rahmen hat der Rat im Anhang der 
Verordnung (EWG) Nr. 2824/72 die Maßnahmen 
aufgeführt, die dem Begriff „Interventionen zur 
Regulierung der Agrarmärkte" entsprechen. Die- 
ser Ende 1972 aufgestellte Anhang muß auf den 
neuesten Stand gebracht werden, da seitdem fol- 
gende Änderungen eingetreten sind: 

a) mit der Verordnung (EWG) 974/71, geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 2746/72, 
wurden die Währungsausgleichsbeträge in 
die Gemeinschaftsfinanzierung eingegliedert; 
nach Artikel 7 dieser Verordnung gelten die 
im innergemeinschaftlichen Handel erhobenen 
oder gewährten Beträge als Interventionen; 

b) die Tatsache des Beitritts 

— bewirkt die Gewährung von „Beitritts" - 
Ausgleichsbeträgen im innergemeinschaft- 
lichen Handel, die aufgrund von Artikel 
58 der Beitrittsakte vom EAGFL finanziert 
werden. Da es um den innergemeinschaft- 
lichen Handel geht und unter Berücksich- 
tigung der Tatsache, daß die übrigen für 
diesen Handel gewährten Beträge als In- 
terventionen gelten, wird vorgeschlagen, 
ihre Finanzierung unter der Rubrik „Inter- 
ventionen" durchzuführen; 

— erforderte bestimmte Übergangsmaßnah- 
men, die sich auf Artikel 63 der Beitritts- 
akte stützen und die Überleitung von der 
nationalen Regelung zu der Gemeinschafts- 
regelung erleichtern sollen. Einige dieser 
Maßnahmen, die den Charakter einer In- 


gehören hinsichtlich der Finanzierung der gemein- 
! Samen Agrarpolitik im Sinne von Artikel 2 Absatz 1 
der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 zu den Erstattun- 
. gen bei der Ausfuhr nach dritten Ländern. 

A r t i k e 1 3 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaft in Kraft. 

I Sie ist ab 1. Januar 1973 anwendbar, 
i Diese Verordnung ist in allen Ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


tervention zur Regulierung der Agrar- 
märkte haben, sind noch nicht im Anhang 
der Verordnung (EWG) Nr. 2824/72 auf- 
geführt; 

c) mit der Verordnung (EWG) Nr. 239/73 des 
Rates wurde eine Subvention eingeführt, die 
den Absatz des in den französischen über- 
seeischen Departements erzeugten Zuckers er- 
leichtern soll. In den Erwägungsgründen die- 
ser Verordnung wurde präzisiert, daß es sich 
um eine Gemeinschaftssubvention handelt. 

Es wird vorgeschlagen, die vorgenannten Maß- 
nahmen in den Anhang der Verordnung (EWG) 
Nr. 2825/72 aufzunehmen. 

2. In Artikel 56 der Beitrittsakte ist die Möglich- 
keit vorgesehen, beim Handel mit den dritten 
Ländern Sondermaßnahmen einzuführen. Da die 
im Rahmen dieser Maßnahmen erhobenen Beträ- 
ge Abschöpfungen oder Zölle im Sinne der Ent- 
scheidung vom 21. April 1970 (Entscheidung 
Eigenmittel) sind, wird vorgeschlagen, daß die 
im Rahmen dieser Maßnahmen gewährten Be- 
träge hinsichtlich ihrer Finanzierung zu den Er- 
stattungen bei der Ausfuhr gehören. 

3. Finanzielle Auswirkung 

Mit diesem Vorschlag werden keine neuen Maß- 
nahmen eingeführt, sondern dem Anhang der 
Verordnung (EWG) Nr. 2824/72 die Interven- 
tionsmaßnahmen angefügt, für die seit Ende 1972 
eine Entscheidung erging oder die Rubrik ange- 
geben, in der die Finanzierung erfolgt (Inter- 
vention oder Erstattung). Folglich führt dieser 
Vorschlag zu keinen neuen Ausgaben oder Ein- 
nahmen. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
1. Oktober 1973-1/4 {IV H}- 680 70 - E - Au 29/73: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vom 14. September 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften 
übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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